
Private Medien noch nicht zufrieden mit Regierungsvorschlag 
Branchenvertreter konnten gestern ihre Inputs zur geplanten Anpassung der Medienförderung bei Medienministerin Monauni deponieren. 

Gleichzeitig mit der Vorlage für 
die Sanierung und den Ausbau 
von Radio L hat die Regierung 
Anfang Juli auch einen Ver-
nehmlassungsbericht zur Abän-
derung des Medienförderungs-
gesetzes vorgelegt. Während 
der Landtag kommende Woche 
also bereits über die Zukunft 
des Staatssenders entscheiden 
soll, werden zur Medienförde-
rung noch bis zum 20. Septem-
ber Stellungnahmen gesam-
melt. Wann und ob überhaupt 
eine konkrete Vorlage im Land-
tag debattiert werden kann, 
steht somit noch nicht fest. 

Monauni: «Und wieder  
sind wir bei Radio L» 
Dass es kaum möglich ist, Radio 
L und die Medienförderung ge-
trennt zu betrachten, zeigte sich 
am Donnerstagabend beim In-
ternationalen Presseclub (LPC). 
«Und wieder sind wir bei Radio 
L. Es spielt eben alles ineinan-
der», sagte Medienministerin 
Sabine Monauni irgendwann. 
Neben der zuständigen Ministe-
rin hatte LPC-Präsidentin Car-
men Dahl den Schweizer Ver -
legerverbandspräsident Andrea 
Masüger und Vertreter einiger 
privater Medienunternehmen 
Liechtensteins zur Podiumsdis-
kussion geladen. Für die Mo-
natszeitung Lie-Zeit sprach der 

Mitherausgeber und FBP-Land-
tagsabgeordnete Johannes Kai-
ser. Die Pläne für einen 
digitalen Ausbau bei Radio L 
müssten zwingend im Kontext 
zur Medienförderung gesehen 
werden, sagte Kaiser. Seit Mo-
naten predige er: «Radio L muss 
gutes  Radio machen, dieses 
Handwerk sollten sie mal be-
herrschen.» Wenn der Staat je-
doch eine grosse Digitalredakti-
on ausfinanziere, würden sich 
die privaten Medien aus diesem 
 Bereich zurückziehen. Verleger-
verbandspräsident Masüger 
stimmte zu. Es sei sinnwidrig, 
den digitalen Bereich bei den 
privaten Medien zu fördern und 
mit dem staatlichen Medium zu 
konkurrieren. 

Medienministerin Monauni, 
die sich für den Digitalausbau 
von Radio L starkmacht, ver-
wies einmal mehr auf eine Stu-
die der Universität Freiburg von 
Manuel Puppis und Etienne 
Bürdel aus dem Jahr 2019. Da-
rin empfehlen die Medien -
wissenschaftler, Radio L als öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk 
 digital besser aufzustellen. «Es 
geht darum, dass Service public 
eine breite Masse erreichen 
muss», sagte Monauni. Ohne 
digitales Angebot sei das nicht 
möglich. Masüger hielt dage-
gen: «Manuel Puppis ist ein 

Etatist. Da haben Sie vielleicht 
nicht den objektivsten Ex -
perten.» Zwar sei Puppis ein 
guter Medienwissenschaftler 
und könne durchaus befragt 
werden. «Aber man muss das 
 Ergebnis dann auch richtig ein-
ordnen», so Masüger.  

Schädler: «Feigenblatt»  
für die Radio-Debatte 
Zum eigentlichen Thema, dem 
Vernehmlassungsbericht bezüg-
lich Medienförderung, äusserte 
sich vor allem Patrik Schädler, 
Publizistischer Leiter beim Va-

duzer Medienhaus. Gefragt, was 
er an dem Vorschlag der Regie-
rung positiv finde, fiel ihm zu-
nächst nur ein: «Dass die Medi-
enministerin ihn endlich aus der 
Schublade geholt hat.» Schädler 
sieht darin eher einen Schnell-
schuss. Seiner Meinung nach 
diene dieser Vernehmlassungs-
bericht der Regierung als «Fei-
genblatt» für die Radio-Debatte 
im September-Landtag, sagte 
Schädler unwidersprochen. 
«Doch noch ist nichts vergeben, 
es ist eine Vernehmlassung.» 
Nun seien viele Inputs und ein 

reger Austausch zwischen Medi-
en und Politik nötig, dann könne 
daraus eine Gesetzesvorlage 
werden, die vielen Ansprüchen 
gerecht wird. 

Branchenvertreter sind  
sich in grossen Teilen einig 
Und so unterschiedlich sind 
diese Ansprüche der privaten 
Medien in Liechtenstein gar 
nicht, wie sich in der Diskussi-
on, die etwas von einer ersten 
Lesung im Landtag hatte, zeig-
te. Die Medienvertreter brach-
ten diverse Detailanliegen vor, 

Ministerin Monauni machte 
sich viele Notizen. 

Ein klarer Konsens auf dem 
Podium wie auch im Publikum 
herrschte beispielsweise darü-
ber, dass die politisch besetzte 
Medienkommission keinesfalls 
die Qualität der Medien kon-
trollieren darf. Dies hat die Re-
gierung vorgeschlagen, diverse 
Voten sprachen sich eher für 
eine Lösung mit dem Schweizer 
Presserat aus. Dass eine seriöse 
Qualitätskontrolle nötig ist, er-
gab sich indes aus der Debatte: 
Beim Medienhaus, der Lie-Zeit, 
1FLTV und dem Landesspiegel 
scheinen recht unterschiedliche 
Auffassungen über Qualitäts-
standards vorzuherrschen.  

Kritisch sehen die Medien-
unternehmen aber allesamt, 
dass die Regierung die Förde-
rung der Lohnkosten für journa-
listisches Personal kürzen will. 
Damit werde die Qualität der 
Medien definitiv geschwächt, so 
Branchenvertreter.  

Allseits begrüsst wurde hin-
gegen, dass der Sockelbeitrag 
angehoben und neu zusätzlich 
zur direkten Medienförderung 
ausgezahlt werden soll. Davon 
könnten vor allem kleinere Me-
dien wie 1FLTV oder die Lie-
Zeit profitieren.  
 
David Sele

Diskutierten über die Medienlandschaft: Johannes Kaiser (Lie-Zeit), Patrik Schädler (Medienhaus), San-
dra Woldt (1FLTV), Gregor Meier (Landesspiegel), Carmen Dahl (LPC), Andre Masüger (Verlegerverband 
Schweiz) und Sabine Monauni (Medienministerin).             Bild: Paul Trummer

«... und trotzdem tun wir nichts» 
Der Forscher Reinhard Steurer hielt dem Publikum in seinem Vortrag über «Scheinklimaschutz» einen unangenehmen Spiegel vor Augen.  

Valeska Blank 
 
Dass schätzungsweise nur et-
was über hundert Personen 
zum Klimaaktionstag auf dem 
Peter-Kaiser-Platz erschienen, 
ist symptomatisch: Entweder 
ist die globale Klimaerwär -
mung der liechtensteinischen 
Gesellschaft nicht wichtig ge-
nug. Oder das Thema ist ihr un-
angenehm. Oder die Tragweite 
des Problems wird verdrängt – 
oder gleich ganz verleugnet. 

Was auch immer der Grund 
für die überschaubare Zahl an 
Demonstrierenden sein mag: 
Reinhard Steurer, österreichi-
scher Professor für Klimapolitik 
an der Universität für Boden-
kultur in Wien, kennt das Phä-
nomen nach einem Vierteljahr-
hundert Forschung zur Klima-
politik nur allzu gut. In seinem 
Vortrag «Mit Scheinklima-
schutz in die Katastrophe – oder 
kapieren wir es noch?» schil-
derte er, wie sich die Bevölke-
rung von den Regierungen und 
der Wirtschaft mit Pseudo -
zielen und Greenwashing zum 
Narren halten lässt – und 
warum sich die Gesellschaft so 
schwer tut, den Klimanotstand 
anzuerkennen.  

«Die wahren Klimachaoten 
sitzen in der Politik» 
Laut Steurer liegt das – neben 
Bequemlichkeit und Verdrän-
gung – am «Scheinklima-
schutz», den Politik und Unter-
nehmen betreiben. Die Verant-
wortlichen seien mittler weile 
enorm versiert darin, «so zu 

tun», als ob sie den Klimanot-
stand ernst nehmen und etwas 
dagegen unternehmen würden. 
«Gleichzeitig halten sie an der 
Verschmutzung fest und krie-
gen es beispielsweise nicht hin, 
das Tempo auf Autobahnen zu 
reduzieren oder fossile Heizun-
gen zu verbieten.»  

Der österreichische For-
scher ist sich bewusst, dass er 
durch seine Warnungen und 
unbequemen Aus sagen in ge-
wissen Kreisen als «Klimahys-
teriker» oder zumindest als 

«Spassbremse» tituliert wird. 
Er stellte sich mit anderen Wis-
senschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern in Wien hinter eine 
Strassenblockade der «Letzten 
Generation», was ihn in den 
Augen gewisser Kreise sogar 
zum «Klimachaoten» machen 
könnte. Diesen Ball spielte er 
bei seinem Vortrag im Alten 
Kino in Vaduz zurück: Die wah-
ren «Klimachaoten» seien die-
jenigen, die den Klimanotstand 
zu verantworten hätten – ergo 
die Politik. Denn der bitter nö-

tige Kurswechsel, um die Zivili-
sation noch vor der Katastrophe 
zu bewahren, gelinge nur durch 
verbindliche politische – und 
leider schmerzhafte – Mass -
nahmen.  

«Handel ist wichtiger als 
Existenzrettung» 
Stattdessen verstecke sich die 
Politik hinter hehren Zielen – 
von denen sie wüsste, «dass wir 
sie ohnehin nicht einhalten 
können» – und eben Scheinkli-
maschutz. Wirtschaft und Han-

del seien immer noch wichtiger 
als die Existenzrettung der Zi-
vilgesellschaft.  

Steurers Vortrag – er sparte 
nicht mit Zahlen und Fakten, 
die belegen, dass die Welt auf 
«ein vermutlich unlösbares 
Problem» hinsteuert – hinter-
liess bei den meisten Zuhören-
den wohl einen bitteren Nach-
geschmack. Doch die Anwesen-
den, so der Forscher, hätten 
wenigstens den Mut bewiesen, 
sich den unangenehmen Tat -
sachen zu stellen. 

Der österreichische Forscher Reinhard Steurer nahm im Alten Kino kein Blatt vor den Mund. Bild: Daniel Schwendener

«Wer’s jetzt nicht  
kapiert, kapiert nichts» 

Es war eine durchmischte Grup-
pe, die sich gestern auf dem Pe-
ter-Kaiser-Platz zum Klimaakti-
onstag traf. Da waren einerseits 
die Gruppen, die zu erwarten 
waren – Personen aus linkspoli-
tischen Kreisen und junge Men-
schen. Andererseits waren auch 
viele ältere Personen anzutref-
fen, etwa der 81-jährige ehema-
lige Lehrer, der sagte: «Ich teile 
die Sorgen der jungen Leute, 
darum bin ich heute hier.» Sein 
Begleiter, ein 76-jähriger Mann, 
ergänzte: «Man muss nur nach 
draussen gehen, um das Klima-
problem zu erkennen – wer’s 
jetzt noch nicht kapiert, kapiert 
nichts.» 

Die jungen Redner aus der 
Gruppe der Organisatoren, dem 
Klimastreik-Kollektiv, machten 
derweil ihrer Wut Luft. «Als klar 
wurde, dass das Verbot von fos-
silen Heizungen gekippt wird, 
bin ich aus allen Wolken gefal-
len», sagte Tobias Gassner, Vor-
standsmitglied der Freien Liste. 
Offenbar wolle die Regierung 
gar keinen echten Klimaschutz. 
«Sie haben eine der wichtigsten 
Möglichkeiten verspielt.» Fabian 
Nägele vom Klimastreik-Kollek-
tiv doppelte nach: Es gehe der 
Politik offenbar nur um die Ver-
meidung von Gegenwind – «und 
sobald sich der erste Wind-
hauch, ausgelöst von alten 
 reichen Exponenten, eingestellt 
hat, hat sie sich gebeugt.» (vb) 
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